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2. Februar 2011
Pressemitteilung

Die Übernahme der SGB II-Leistungsfälle in die Zuständigkeit der Optionslandkreise verläuft ordnungsgemäß
Optionslandkreise weisen den in der MZ erhobenen Vorwurf 

angeblicher Pannen beim Zuständigkeitswechsel zurück
Die Landkreise Anhalt-Bitterfeld, Harz, Saalekreis und Salzlandkreis widersprechen dem aktuellen Bericht in der Mitteldeutschen Zeitung vom 2. Februar 2011, wonach es beim Zuständigkeitswechsel zu Pannen gekommen sein soll und zahlreiche Personen die ihnen zustehenden SGB II-Leistungen nicht erhalten hätten. 

Der Übergang von 33 Tsd. Bedarfsgemeinschaften in Sachsen-Anhalt stellt sowohl die abgebenden Agenturen für Arbeit als auch die übernehmenden Optionslandkreise vor große organisatorische Herausforderungen. Im vergangenen Jahr sind deshalb zwischen dem zuständigen Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), der Bundesagentur für Arbeit (BA) und dem Deutschen Landkreistag (DLT) Übergangsregelungen verabredet worden, die einen fließenden Übergang in den ersten Monaten des Jahres 2011 ermöglichen sollen, erläuterte heute Michael Struckmeier, stellv. Geschäftsführer des Landkreistages Sachsen-Anhalt. 

„Uns liegen keine Erkenntnisse vor, dass, wie in der MZ dargestellt, wegen des Zuständigkeitswechsels zahlreiche SGB II-Leistungsempfänger keine Zahlungen erhalten hätten“, führte der stellv. Geschäftsführer des Landkreistages Sachsen-Anhalt weiter aus.

Nach den geltenden Übergangsvereinbarungen erhalten diejenigen SGB II-Leistungsempfänger, die sich bereits im Dezember 2010 im laufenden Bezug befanden, noch bis einschließlich des Monats Februar 2011 die Leistungen durch die Bundesagentur für Arbeit überwiesen. Erst ab 1. März 2011 sind die vier Optionslandkreise für die Auszahlung an alle SGB II-Leistungsberechtigten verantwortlich. Die fristgerechte Auszahlung wird derzeit durch die vier Optionslandkreise vorbereitet.
Im Einzelfall wird sich nie ein Streit zwischen dem Bürger und dem Jobcenter über die Frage vermeiden lassen, ob der Leistungsanspruch tatsächlich besteht. Oft geht es hierbei auch um die Vorlage von Urkunden, z.B. Mietverträgen, und sonstige Mitwirkungspflichten. Aus solchen Einzelfällen lässt sich aber nicht schließen, dass der Zuständigkeitswechsel zwischen den Agenturen für Arbeit und den Optionslandkreisen grundsätzlich nicht funktioniert. 

„Auch für das von der Mitteldeutschen Zeitung behauptete Daten-Chaos liegen uns keine Anhaltspunkte vor. Für alle beteiligten Fachleute war von vornherein klar, dass es in der Übergangsphase Schwierigkeiten bei der Abbildung der statistischen Daten geben kann und deshalb auch Schätzungen notwendig werden können“, stellte der stellvertretende Geschäftsführer des Landkreistages Sachsen-Anhalt weiter fest. „In der Phase des Zuständigkeitswechsels ist jedoch die rechtzeitige Auszahlung der SGB II-Leistungen wesentlich wichtiger als die aufwändige Erfassung statistischer Daten“.
Nach Informationen des Landkreistages Sachsen-Anhalt haben gleichwohl die Landkreise Salzlandkreis und Saalekreis der BA-Zentrale in Nürnberg vollständige und valide statistische Daten übermittelt. Diese Daten haben allerdings keinen Eingang in die offizielle BA-Statistik gefunden. Die Entscheidung hierüber wurde in der BA-Zentrale getroffen. Die Gründe sind nicht bekannt. 
V. i. S. d. P.:
Stellv. Geschäftsführer Struckmeier, Telefon: 0391/5653130 u. 0171/6433201
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